
• 1Bundesnetzagentur 

Besch!usskammer 9 Aktenzeichen: BK9-11/1007 und BK9-12/1007 

Beschluss 

Auf Antrag der 

Mitteldeutsche Netzgesellschaft Gas mbH, Magdeburger Straße 36, 06112 Halle gesetzlich 

vertreten durch die Geschäftsführung 

- Antragstellerin • 

hat die Beschlusskammer 9 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, 

Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, 

durch den Vorsitzenden Helmut Fuß, 

den Beisitzer Roland Naas 

und die Beisitzerin Anne Zeidler, 

in dem Verwaltungsverfahren nach § 26 Abs. 2 ARegV i.V.m. § 29 Abs 1 EnWG, 

§ 32 Abs. 1 Nr.1 und § 4 ARegV sowie § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 11 ARegV, 

u.a. 


wegen Neufestlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 




- --

am 06.08.2013 beschlossen: 

1. 	 Die kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der Antragstellerin werden für den Zeitraum 

der ersten Regulierungsperiode gemäß Anlage 1 dieses Beschlusses neu festgelegt. 

2. 	 Die darüber hinausgehenden Pflichten und Nebenpflichten aus dem Beschluss vom 

bleiben unberührt und beziehen sich für den unter Ziffer 1 

genannten Zeitraum auf den verbleibenden Netzteil. 

Gründe 

1. 

Die Beschlusskammer hat gemäß § 26 Abs.2 der Anreizregulierungsverordnung vom 

29.10.2007 - ARegV - (BGBI. ! S.2529) zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 

20.12.2012 (BGBI. 1 S. 2730) auf Antrag der beteiligten Netzbetreiber ein Verfahren zur 

Neufestlegung der Erlösobergrenzen nach § 26 Abs.2 ARegV i.V.m. § 32 Abs.1 Nr.1, § 4 

ARegV und § 29 Abs.1 EnWG eingeleitet. 

Die Landesregulierungsbehörde, in deren Gebiet die Antragstellerin ihren Sitz hat, wurde 

gemäß § 55 Abs.1 des Energiewirtschaftsgesetzes vom 07.07.2005 - EnWG- (BGBI. 1 

S.1970) zuletzt geändert durch Artikel 1 und 2 des Gesetzes vom 20.12.2012 (BGBI. l S. 

2730) über die Einleitung des Verfahrens informiert. 

Die kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der Antragstellerin wurden ersmals mit Beschluss 

vom - unter dem Aktenzeichen - ' festgelegt. Die darin festgelegten 

kalenderjährlichen Erläsobergrenzen werden mit diesem Beschluss abgeändert. 

Die Antragstellerin übergibt die Netze in den Gemeinden Bitterfeld, Bobbau, Greppin, 

Holzweißig und Thalheim an die Stadtwerke Bitterfeld-Wolfen GmbH. Des Weiteren übergibt 

die Antragstellerin die Netze in der Stadt Mansfeld, in der Gemeinde Großörner und in der 

Gemeinde Walbeck an die Stadtwerke Hettstedt GmbH. Zudem übergibt die Antragstellerin 

die Netze in der Gemeinde Benndorf an die Stadtwerke Lutherstadt Eisleben GmbH 

Außerdem übergibt die Antragstellerin die Netze in den Gemeinden Benndorf und 

Schenkenberg an die TWD Netz GmbH. Die Antragstellerin übergibt ebenfalls das Netz in 

der Gemeinde Bad Kösen an die Technische Werke Naumburg GmbH. Des Weiteren 

übergibt die Antragstellerin die Netze der Stadt Zahna und der Gemeinde Bülzig an die 
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Stadtwerke Lutherstadt Wittenberg GmbH. Zudem übergibt die Antragstellerin die Netze in 

den Gemeinden Peißen und Baalberge an die Stadtwerke Bernbug GmbH. 

Die Antragstellerin hat mit Schreiben vom 25.01.2012 die Neufestlegung der 

kalenderjährlichen Erlösobergrenzen gern. § 26 Abs.2 S. 1 ARegV beantragt. Es erfolgt darin 

eine Zuordnung des Sachanlagevermögens, nach Anschaffungs- und Herstellungskosten, 

auf den übergehenden bzw. verbleibenden Netzanteil. Es wurde unter anderem der Anteil 

der beeinflussbaren Kosten, der vorübergehend nicht beeinflussbaren Kosten und der 

dauerhaft nicht beeinflussbaren Kosten dargestellt und auf den abgehenden bzw. 

verbleibenden Netzteil verteilt. Zudem wurden die aktuellen Kosten für die Inanspruchnahme 

des vorgelagerten Netzes mitgeteilt. Hinslchtlich der übergehenden Erlösantelle liegen den 

Regulierungsbehörden der Länder Sachsen und Sachsen-Anhalt weitgehend inhaltlich 

kongruente Anträge 9er beteiligten Netzbetreiber vor. 

---------- --- -- -

- ---- - -----

i 
L_ ­

Das Ergebnis 

dieser Berechnung ist in der separat beigefügten Anlage 2 zu entnehmen. Die dort unter 3. 

aufgeführten Beträge bilden die Ausgangsbasis für die hier e11olgende Neufestlegung der 

Erlösobergrenze. Bezüglich der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile wurde für das 

Jahr 2010 auf den Wert gemäß Schreiben der Bundesnetzagentur vom zur 

Anpassung der Erlösobergrenze gemäß§ 4 Abs. 3 und 4 ARegV zum 01.01.201 O und für die 

Jahre 2011 und 2012 auf den Wert gemäß Schreiben der Bundesnetzagentur vom 

ur Anpassung der Erlösobergrenze gemäß § 4 Abs. 3 und 4 ARegV zum 

01.01.2011 abgestellt Die Anpassung der Erlösobergrenze zum 01.01.2012 gemäß§ 4 Abs. 

3 und 4 ARegV bleibt hiervon unberührt Bezogen auf den Erweiterungsfaktor wurden die 

Beträge gemäß dem Beschluss vom 1 berücksichtigt. Der vom 

Netzbetreiber angegebene Anpassungsbetrag für das Jahr 2012 aufgrund des ­

- - wurde nicht berücksichtigt, da dieser nlcht Bestandteil der 

ursprünglichen Erlösobergrenzenfestlegung war und bereits bei den einzelnen Bestandteilen 

der Erlösobergrenze berücksichtigt worden ist 

Die Beschlusskammer hat der Antragstellerin unter anderem mit Schreiben vom ­
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Gelegenheit gemäß § 67 Abs. 1 EnWG gegeben, sich zu der beabsichtigen Entscheidung 

der Beschlusskammer zu äußern. Die Antragstellerin hat unter anderem mit Schreiben vom 

und - Stellung genommen. Die Antragstellerin trägt in 

ihren Stellungnahmen insbesondere vor, dass es Abweichungen bei der Anpassung auf 

Grund eines Erweiterungsfaktorantrages gibt. Diese wurden abschließend geklärt und 

seitens der Antragstellerin mit Schreiben vom - bestätigt. 

Dem Bundeskartellamt und der Landesregulierungsbehörde, in deren Bundesland der Sitz 

der Antragstellerin belegen ist, wurde gemäß § 58 Abs. 1 S.2 EnWG Gelegenheit zur 

Stellungnahme gegeben. 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Verfahrensakte verwiesen. 

II. 

Die Neufestlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der Antragstellerin erfolgt auf 

Grundlage des § 26 Abs.2 ARegV i.V.m. § 32 Abs.1 Nr.1 ARegV und i.V.m. den dort 

genannten Rechtsvorschriften. 

1. Zuständigkeit 

Die Bundesnetzagentur ist gemäß § 54 Abs. 1 EnWG dle zuständige ReguHerungsbehörde. 

Die Zuständigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus § 59 Abs. 1 Satz 1 EnWG. 

2. Ermächtigungsgrundlage 

Die Regulierungsbehörde legt gemäß § 26 Abs.2 ARegV auf Antrag der beteiligten 

Netzbetreiber die Obergrenzen der zulässigen Gesamterlöse eines Netzbetreibers aus den 

Netzentgelten (Erlösabergrenzen) neu fest. Die Bestimmung der kalenderjährlichen 

Erlösobergrenzen erfolgt durch Neufestlegung nach § 32 Abs. 1 Nr.1 ARegV i.V.m. § 29 

Abs. 1 EnWG. Die Beschlusskammer bestimmt die Erlösobergrenze für jedes verbleibende 

Kalenderjahr der Regulierungsperiode neu (vgl. § 4 Abs. 2 S.1 ARegV). 

3. Neubestimmung der kalenderjährllchen Erlösobergrenzen 

Für die Antragstellerin werden für die erste Regulierungsperiode die sich aus Anlage 1 (Ziffer 

3.} ergebenden kalenderjährlichen Erlösobergrenzen wie folgt festgelegt: 
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Jahr 
vorübergehend 

nicht beeinflussbare 
Kostenanteile 

2009 

Jahr 

2009 

2010 

2011 

2012 

3.1. AufteUung dauerhaft nicht beeinflussbarer Kostenanteile 

Die beteiligten Netzbetreiber haben eine Vereinbarung über die Aufteilung der dauerhaft 

nicht beeinflussbaren Kostenanteile LS.d. § 11 Abs.2 ARegV getroffen und diese zur 

Grundlage ihrer Anträge gemacht. 

Die Höhe der in den kalenderjährlichen Er!ösabergrenzen enthaltenen dauerhaft nicht 

beeinflussbaren Kostenanteile ergeben sich aus Anlage 1 (Ziffer 3.): 

Jahr 

2009 

2010 

2011 

2012 

dauerhaft nicht 
beeinflussbare 
Kostenanteile 

3.2. Aufteilung vorübergehend nicht beeinflussbarer Kostenanteile 

Als vorübergehend nicht beeinflussbare Kostenanteile gelten gemäß § 11 Abs. 3 S 1 ARegV 

die mit dem nach § 15 ARegV ermittelten Effizienzwert multiplizierten Gesamtkosten nach 

Abzug der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile. In diesen sind gemäß 

§ 11 Abs. 3 S.2 ARegV die auf nicht zurechenbaren strukturellen Unterschieden der 

Versorgungsgebiete beruhenden Kostenanteile enthalten. 

Die beteiligten Netzbetreiber haben eine Vereinbarung über die Aufteilung der 

vorübergehend nicht beeinflussbaren Kosten i.S.d. § 11 Abs 3 S.1 ARegV geschlossen und 

diese zur Grundlage ihrer Anträge gemacht. Die Höhe der in den kalenderjährlichen 

Erlösobergrenzen enthaltenen vorübergehend nicht beeinflussbaren Kostenanteile i.S.d. 

§ 11 Abs.3 S.1 ARegVer,geben sich aus Anlage 1(Ziffer3.): 
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2010 

2011 

2012 

3.3. Aufteilung nicht abgebauter beeinflussbarer Kostenanteile 

Als beeinflussbare Kostenanteile gelten gemäß § 11 Abs. 4 ARegV alle Kostenanteile, die 

nicht dauerhaft oder vorübergehend nicht beeinflussbare Kostenanteile sind. 

Die beteiligten Netzbetreiber haben eine Vereinbarung über die Aufteilung der 

beeinflussbaren Kostenanteile i.S.d. § 11 Abs. 4 ARegV getroffen und diese zur Grundlage 

ihrer Anträge gemacht. Die Höhe der in den kalenderjährlichen Er1ösobergrenzen 

enthaltenen beeinflussbaren Kostenanteile i.S.d. § 11 Abs. 4 ARegV ergeben sich aus 

Anlage 1 {Ziffer 3.): 

Jahr 

2009 

2010 

2011 

2012 

nicht abgebaute 

beeinflussbare 

Kostenanteile 

4. Prüfungsmaßstab 

Die Neufestlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen nach§ 26 Abs.2 ARegV erfolgt 

auf Grundlage einer Vereinbarung der beteiligten Netzbetreiber über die Höhe des 

übergehenden Erlösanteils. Eine inhaltliche Prüfung der Aufteilung der Erlöse durch die 

beteiligten Netzbetreiber erfolgt dabei grundsätzlich nicht. Eine Überprüfung der zu Grunde 

gelegten Aufteilungsmaßstäbe bleibt jedoch ausdrücklich vorbehalten. 

Die Netzbetreiber haben sicherzustellen, dass die in den vereinbarten Erlösanteilen 

abgebildete Effizienzvorgabe von den beteiligten Netzbetreibern erreicht oder übertroffen 

werden kann. 

Die Beschlusskammer hat gemäß § 26 Abs.2 S.3 ARegV überprüft, dass die Summe der 

sich aus der Vereinbarung der beteiligten Netzbetreiber ergebenden Erlösanteile die 

kalenderjährlichen Er!ösobergrenzen des aufzuteilenden Netzes nicht überschreiten. Es 

haben sich insoweit keine Beanstandungen ergeben. 
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III. 


Der Tenor i:u 2.) stellt klar, dass sich die tenorierten Pflichten und Nebenpflichten, die sich 

aus der ursprünglichen Festlegungsentscheidung bzgl. der Erlösobergrenze ergeben, 

nunmehr für alle Netze des Netzbetreibers Geltung beanspruchen. 

IV. 

Hinsichtlich der Kosten nach § 91 EnWG ergeht ein gesonderter Bescheid. 

V. 

Die beigefügte Anlage 1 sowie die Anlage A sind Bestandteil dieses Beschlusses. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluss kann binnen einer Frlst von einem Monat nach Zustellung 

Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerde ist schriftlich bei der Bundesnetzagentur 

(Hausanschrift: Tulpenfeld 4, 53113 Bonn) einzureichen. Es genügt, wenn die Beschwerde 

innerhalb der Frist bei dem Oberlandesgericht Düsseldorf (Hausanschrift: Cecilienallee 3, 

40474 Düsseldorf} eingeht. 

Oie Beschwerde ist zu begründen. Oie Frist für die Beschwerdebegründung beträgt einen 

Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag von dem oder 

der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die Beschwerdebegründung 

muss die Erklärung, inwieweit der Beschluss angefochten und seine Abänderung oder 

Aufhebung beantragt wird, und die Angabe der Tatsachen und Beweismittel, auf die sich die 

Beschwerde stützt, enthalten. Die Beschwerdeschrift und Beschwerdebegründung müssen 

durch einen Rechtsanwalt unterzeichnet sein. 

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung(§ 76 Abs. 1 EnWG). 
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Bonn, den 06.08.2013 

Vorsitzender Beisitzer Beisitzerin 
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An!ageA 

Der Netzbetreiber hat gemäß§ 28 Nr. 3 ARegV die zur Übe~prüfung der Netzentgelte nach 

§ 17 ARegV notwendigen Daten zu übermitteln. § 17 Abs. 1 ARegV bestimmt, dass die 

Umsetzung der festgelegten Erlösobergrenzen in Entgelte entsprechend den Vorschriften 

des T ei!s 2 Abschnitt 2 und 3 GasNEV zu erfolgen hat. Die notwendigen Daten zur 

Darstellung des Ablaufs der Ermittlung der Netzentge!te umfassen somit die 

Kostenstellenrechnung rtach Teil 2 Abschnitt 2 der GasNEV und die Kostenträgerrechnung 

inklusive der Verprobung nach Teil 2 Abschn[tt 3 der GasNEV. 

1. 	 Erläuterungen zur KostensteUenrechung nach §§ 11, 12 GasNEV 

sow~e An!age 2 zu§ 12 S. 1 GasNEV 

Die Kostenstellenrechnung wird tabellarisch in Tabellenblatt B. des Erhebungsbogens 

gemäß § 28 Nr. 3 ARegV erfasst. Aus Vereinfachungsgründen werden die 

Hauptkostenstellen .Systemdienstleistunge~", „Hochdrucknetz", „Mitteldrucknetz" und 

„Niederdrucknetz" zu einer Kostenstelle „Netz4 zusammengefasst; ferner hat eine Aufteilung 

auf Nebenkostenstellen nicht zu erfolgen. 

NachvoBziehbar zu beschreiben ist zunächst die Zuordnung der Einzelerlöse auf die 

Kostenstellen „Netz", „Messung'', .Messstellenbetriebu und „Abrechnung". Sofern Kosten 

nicht direkt zugeordnet werden, sondern zunächst auf geeignete Hilfskostenstellen verteilt" 

werden, ist die nachvollziehbare und schlüssige schriftliche Dokumentation der gewählten 

Schlüssel (§ 11 S. 4 GasNEV) vorzulegen. 

Ferner haben Betreiber von örtlichen Gasverteilernetzen die Aufteilung der Haupt- und 

Nebenkostenstellen nach Ortstransportleitungen und Ortsverteilernetz (§ 12 S. 2 GasNEV) 

detailliert zu erläutern. Hierzu gehört insbesondere die Erläuterung der 

D\ffereozierungskriterien Z\.Vischen Ortstransportleitungen und Ortsverteilernetzen. Die 

Bundesnetzagentur geM davon aus, dass bei einem Betriebsdruck von kleiner 1 bar in der 

Regel ein Ortsv61ieilernetz und bei einem Betriebsdruck ab 4 bar in der Regel ein 

Ortstransport.netz vor!iegt. Abv.Jeichungen sind gesondert darzulegen und zu begründen. Bei 

einem Betriebsdruck von 'i bar bis 4 bar erscheint es sinnvoll, eine Zuweisung zu 

Ortstransportleitungen beziehungs1:.ieise Ortsverteilernetz anhand nachvollziehbarer Kriterien 

vorzunehmen. Hier kann insbesondere auf die Ausführungen der Branchenverbände 

zurückgegrlffen v,·erden. Alternativ besteht die Mögllchkeit eine Aufteilung nach Druckstufen 

vorzunehmen. Eine einmal erfolgte Zuordnung ist grunds~tzHch beizubehalten. Eine neue 

ZL'.::irdnung ist in e:ner für sachkundige Dritte nachvollziehbaren '/\/eise detailliert darzulegen 
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und zu begründen. Der Netzbetreiber hat eine Netzkarte beizulegen, anhand der für sine:i 

sachkundigen Dritten ersichtlich ist, wie sich sein Leitungsnetz unterteilt. 

lt Erläuterungen zur Kostenträgerrechnur.g 

Zur Nachvollziehbarkeit und Überprüfbarkeit der Angaben des Netzbetreibers sind die 

Angaben sowohl im Hinblick auf die Erlöse inklusive der Kosten für die Inanspruchnahme 

vorgelagerter Netzebenen a!s auch auf die Erlöse exklusive dieser Kosten zu beziehen. 

1. E!n und Ausspe~seentgelte 

Sofern der Netzbetreiber Ein- und Ausspeiseentgelte ausweist, sind diese in _Tabellenblättern 

C.1.a und C.2.a. des Erhebungsbogens gemäß § 28 Nr. 3 ARegV in Euro pro Kubikmeter 

pro Stunde pro Zeiteinheit bzw. Kilowatt pro Zeiteinheit auszuweisen. Die Entgelte beziehen 

sich dabei In der Regel auf zwölf aufeinanderfolgende Monate. 

Des Weiteren hat er detailliert die Bildung der Ein- und Ausspeiseentgelte zu dokumentieren 

(§ 13 Abs. 3 GasNEV). Hierzu gehören insbesondere folgende Punkte: 

Soweit ein Netzbetreiber nach § 6 Abs. 5 GasNZV Teilnetze gebildet hat, hat er 

Erlöse zunächst den einzelnen Teilnetzen zuzuordnen. Diesbezüglich hat der 

Netzbetreiber die Aufteilung der Kosten und die Änderung der Aufteilung in einer für 

sachkundige Dritte nachvollziehbaren Weise zu begründen. Die Zuordnung kann 

durch eine sachgerechte Schlüsselung erfolgen und ist ebenfalls zu dokumentieren. 

Die Ermittlung der Netzentgelte erfolgt gemäß§ 14 Abs. 2 GasNEV _dann getrennt für 

die einzelnen Teilnetze auf Basis der diesf?n Teilnetzen zugewiesenen Kosten. 

Der Netzbetreiber hat die angewendete Aufteilung der Gesamterlöse Z\.Vischen den 

Ein- und Ausspeisepunkten sowie eine Änderung der Aufteilung in einer für 

sachkundige Dritte nach,1ollziehbaren Weise zu begründen(§ 15 Abs. 1 GasNEV). 

Ferner !iat der Netzbetreiber die BBdung der Einspeiseentgelte nach § 15 Abs. 2 

GasNEV zu erläutern. Dle Ergebnisse einer diesbezüglichen Lastflusssimulation sind 

vorzu~egen. 

Des Weiteren ist die Bildung der Ausspeiseentgelte nach § 15 Abs. 3 GasNEV zu 

erläutern. 

Eine etwaige Gruppien.'.ng von Ausspeiseentgelten nach § 15 Abs. 6 GasNEV ist 

insbesondere hinsichtlich des Differenzierungskriteriums zu erläutern. 
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An!ageA 

2. Entgelte für den Zugang. zu örtfichen Verteilernetzen 

Grundlage des Systems der Entgeltbildung für den Netzzugang zu örtlichen Verteilernetzen ­

ist abweichend von den §§ 14 bis 16 GasNEV ein transaktionsunabhängiges Punktmodell. 

Das jährliche Netzentgelt pro Ausspeisepunkt ist vom örtlichen Gasverteilemetzbetreiber in 

den Tabellenblättern C.1.b. und C.2.b. des Erhebungsbogens gemäß § 28 Nr. 3 ARegV 

auszuweisen. In der Dokumentation der Entge!termtttlung hat der Netzbetreiber u.a. die 

Vorgehensweise zur Bildung der Netzentgelte schrittweise detailliert zu erläutern und 
' 

darzulegen. Hierbei sind insbesondere die vom Betreiber von örtlichen Verteilernetzen 

zugrunde gelegte Datenbasis und die angewendeten Funktionen in einer geeigneten und für 

sachkundige Dtitte nachvollziehbaren Weise darzustellen und zu erläutern . Für d~e 

Darlegung der Datenbasis ist den Tabellenblättern C.1.b. und C 2.b.des Erhebungsbogens 

gemäß§ 28 Nr. 3 ARegV zu ve1wenden. 

Unter Ziffer 1 der Tabellenblätter C.1.b. und C.2.b. des Erhebungsbogens gemäß§ 28 Nr. 3 

ARegV sfnd von der Antragsste!lerin. für die Gesamtheit der Ausspeisepunkte ohne 

Leistungsmessung folgende fnformationen auszuweisen: 

Jedem Ausspeisepunkt muss von der Antragsstellerin ein Arbeitsbereich (Unter- und 

Obergrenze der Jahresarbeit in Kilowattstunden) zugewiesen werden. Innerhalb eines 

Arbeitsbereiches ist der Grundpreis in Euro pro Monat, die durch den Grundpreis 

abgegoltene Arbeit in Kilowattstunden und der Arbeitspreis der nicht durch den Grundpreis 

abgegoltenen Arbeit in Cent pro Kilowattstunde auszuweisen. (Die Höhe des Grundpreises 

kann Null sein.) Die Ermittlung des Ausspeiseentgelts für die an einem nicht 
' leistungsgemessenen Ausspeisepunkt entnommene Jahresarbeit hat dem dreistufigen 

Schema nach Tabelle 2.2 .1 zu fo!gen. 
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Stufe 1: Für eine gegebene Jahresarbeit wird der relevante Arbeitsbereich bestimmt. 

Stufe 2: Für den unter Stufe 1 bestimmten Arbe!tsbereich wird der Grundpreis, die 
durch den Grundpreis abgegoltene Arbeit und der Arbeitspreis der nicht 
abgegoltenen Arbeit aus der Tabelle ausgelesen. 

Stufe 3: Mit den in Stufe 2 ermittelten · Daten wird 
gegebene Jahresarbeit wie folgt berechnet 

das Ausspeiseentgelt für die 

Grundpreis {in Euro/Monat} x 12 [in Monat) 

+ (Jahresarbeit [in Kilowattstunden] minus der durch den Grundpreis 
abgegoltene Arbeit [in Kilowattstunden]) multipliziert mit dem Arbeitspreis der 
nicht abgegoltenen Arbeit [in Cent pro Kilowattstunden] multipliziert mit (1/100 
[in Euro pro Cent}) 

= ~ Ausspeiseentgelt [tn Euro] 
-

Tabelle Z.2.1. Berechnung des Allsspeiseentgeltes für die an einem nicht leistungsgemessenen Jl..uss~isepunkt 
entnommene Jahresarbeit auf Basis der Tabetle unter Ziffer 1. der Tabellenblätter G.1.b. und C.2.b. 
des Emebungsbogens gemäß§ 28 Nr. 3 ARi:igV 

An~age A 

Unter Ziffer 2. der Tabellenblätter C.1.b. und C.2.b. des Erhebungsbogens gemäß§ 28 Nr. 3 

ARegV Gas sind von der Antragsstellerin für die Gesamtheit der Ausspeisepunkte mit 

Leistungsmessung folgende 1nformationen auszuweisen: 

Jedem Ausspeisepunkt muss von der Antragsstellerin ein Arbeitsbereich (Untergrenze und 

Obergrenze der Jahresarbeit in Kilowattstunden) zugewiesen werden. Innerhalb eines 

Arbeitsbereiches ist der Sockelbetrag in Euro pro Jahr, die durch den Sockelbetrag 

abgegoltene Arbeit in Kilowattstunden und der Arbeitspreis der nicht durch den Grundpreis 

abgegoltenen Arbeit in Cent pro Kilowattstunde auszuweisen. Die Ermifüung des 

Ausspeiseentgeltes für die an einem leistungsgemessenen Ausspeisepunkt entnommene 

Jahresarbeit hat dem dreistufigen Schema nach Tabelle 2.2.2. zu folgen. 



Stufe 1: 

Stufe 2: 

Stufe 3: 

+ 

Für eine gegebene Jahresarbeit wird der relevante Arbeitsbereich bestimmt. 

Für den unter Stuie 1 bestimmten Arbeitsbereich wird der Sockelbetrag, die 
durch den Sockelbetrag abgegoltene Arbeit· und der Arbeitspreis der nicht 
abgegoftenen Arbeit aus der Tabelle ausgelesen. 

Mit den in Stufe 2 ermittelten Daten wird das Ausspeiseentgelt für die 
gegebene Jahresarbeit wie folgt berechnet: 

Sockelbetrag [in Euro/JahrJ . 

(Jahresarbeit [in KBowattstundenJ minus der durch den Sockelbetrag 
abgegoltenen Arbe!t [in Kilowattstunden]) multipliziert mit dem Arbeitspreis der 
nicht abgegoltenen Arbeit [in Cent pro Kilowattstunden] multipliziert mit (1/100 
[in Euro pro Cent]) 

= Ausspeiseentgelt Qn Euro} 

TabeU0 2.2.2. Berechnung des Ausspetseentgeltes für die an eirr~m lei.::tungsgemessenen Ausspeisepunkt 
e.ntnommene Jahresarbeit auf Basis dar Tabelle c1.2. der Tabellenblättar C.1.b und C.2.b . des 
Erhebungsbogans gemäß § 28 Nr. 3 ARegV 

An!ageA 

Unter Ziffer 3 der Tabellenblätter C.1.b. und C.2.b. des Erhebungsbogens gemäß§ 28 Nr. 3 

ARegV Gas sind von der Antragsstellerin für die Gesamtheit dei- Ausspeisepunkte mit 

Leistungsmessung folgende Informationen auszuweisen: 

Jedem Ausspeisepunkt muss von der Anttagsstellerin ein Leistungsbereich (Untergrenze 

und Obergrenze der Jahreshöchstleistung in Kilowatt) zugewiesen werden. Innerhalb eines 

Leistungsbereiches ist der Socke[betrag in Euro pro Jahr, die durch den Sockelbetrag 

abgegoltene Lei~tung in Kilowatt und der Leistungspreis der nicht durch den Grundpreis 

abgegoltenen Leistung in Euro pro Kilowatt auszuweisen. Die Ermittlung des 

Ausspeiseentgeltes für die an einem !eistungsgemessenen Ausspeisepunkt gemessene 

Jahreshöchstleistung hat dem dreistufigen Schema nach Tabelle 2.2.3. zu folgen . 



Stufe 1: Für eine gegabene Jahreshöchstleistung wird der relevante Leistungsbereich 
bestimmt. 

Stufe 2: Für den unter Stufe 1 bestimmten Leistungsbereich wird der Sockelbetrag, die 
durch den Sockelbetrag abgegoltene Leistung und der Leistungspreis der nicht 
abgegoltenen Leistung aus der Tabelle ausgelesen. 

Stufe 3: Mit den in Stufe 2 ermittelten Daten wird das Ausspeiseentge!t für die 
gegebene Jahreshöchstleistung wie folgt berechnet:· -

Sockelbetrag [in Euro] 

+ (Jahreshöchstleistung [in Kilowatt] minus der durch den Sockelbetrag 
abgegoltene Leistung [in Kilowatt] ) multipliziert mit dem Leistungspreis der 
nicht abgegoltenen Leistung Lin Euro pro Kilowatt] 

= 1 Ausspeiseentgelt [in Euro} 

Tabelle 2.2.3. 	 Berechnung des Ausspeis99ntgeltes fQr die an einem leistungsgemessenen Ausspeisepunkt 
gemessene Jahreshöchstleistung a\lf ßasis Clar Tabelle unter Ziffer C1.3. der Tabellenblätter C.1.b. 
und C.2.b. des Erhebungsbogens gemäß§ 28 Nr. 3 ARegV 

Artlage A 

3. Messung und Abrechnung 

Im Tabellenblatt C3. des Erhebungsbogens gemäß § 28 Nr. 3 ARegV ist das Entgelt für die 

Messung, das Entgelt für den Messstellenbetrieb sowie das Entgelt für die Abrechnung 

getrennt nach Hoch-, Mittel - und Niederdruck gemäß§ 2') b Abs. 2 EnWG i.V.rn. § 15 Abs. 7 

GasNEV auszuweisen. 

HI. Erläuterungen zm Verprobung 

Gemäß § 17 Abs. 1 ARegV i.V.m. § 16 Abs. 1 GasNEV haben Netzbetreiber zu 

gewährleisten, dass ein zur Veröffentlichung anstehendes Netzentgelt geeignet ist, dle 

festgelegten Erlösobergrenzen zu decken. lm Einzelnen ist sicherzustelten, dass die 

Anwendung des Entgeltsystems auf 'die prognostizierte Absatzstruktur im Netzgebiet des 

jeweiligen Netzbetreibers einen prognostizierten Erlös ergibt, wercher der Höhe nach d,en 

Erlösen nach den kalenderjährlichen Erlösobergrenzen entspricht und die Anwendung der 

Entgelte für Messung und Abrechnung auf die jeweiligen Entnahmestellen einen 

prognostizierten Erlös ergibt, der den Erlösen für Messung und Abrechnung, wie sie sich aus 

der durchgeführten Kostenstellenrechnung ergeben, entspricht. Die Beschlusskanimer weist 

daro.uf hin, dass dar Netzbetreiber mit dem verprobten Netzentgelt die festgelegten 

Er!ösobergrenzen abzubilden hat. Oie Erlösobergrenze darf dabei keinesfalls Oberschritten 

werden. Abv1eichungen nach unten sind zulässig, gehen aber allein zu Lasten des 

: )etz.betre\bers. 
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AnlageA 

Die Verprobungen sind vom Netzbetreiber detailliert in einer für sachkundige Dritte 

nachvollziehbaren Weise zu dokumentieren. 

Neben den Abfragen in den Tabellenblättern C1 . beziehungsweise C2. und C3. des 

Erhebungsbogens gemäß § 28 Nr. 3 ARegV ist daher in Tabellenblatt C4.- des 

Erhebungsbogens gemäß § 28 Nr. 3 ARegV auch auf sonstige Netz.entgelte einzugehen, 

soweit solche ausgewiesen werden. Daneben i_st im Bericht der Ablauf der Ermlttlung 

derartiger Entgelte darzustellen. 

Separate Kurzstreckenentgelte g ern.§ 20 Abs. 1 GasNEV: 

Gemäß§ 20 Abs. 1 GasNEV können Netzbetreiber für bestimmte Ein- und Ausspeisepunkte 

neben Ein- und Ausspeiseentgelten separate Kurzstreckenentgelte ausweisen, wenn 

hierdurch eine bessere Auslastung des Leitungsnetzes erreicht oder gesichert werden kann. 

Zusätzlich zu den Abfragen unter Ziffer C4.1. des Tabellenblattes C4. des Erhebungsbogens 

gemäß § 28 Nr. 3 ARegV ist die Vorg.ehensweise der Ermittlung des Kurzstreckenentgelts 

detailliert darzulegen und darzustellen, in welcher Weise eine bessere Auslastung des 

Leitungsnetzes erreicht und gesichert wird. Beizubringen ist in diesem Zusammenhang 

insbesondere eine Lastflusssimulation im Sinne des§ 15 Abs. 2 Satz 3 GasNEV, welche in 

Vorbereitung der Entgeltbildung für die Einspeisepunkte gebildet wurde. Die dokumentierten 

Ergebnisse dieser Simulation sind beizufügen. 

GesondNtes Net~entaelt zL:r Venneidunq eirtes mrektleltuno:sbaus aem. & 20 Abs. 2 

Gemäß § 20 Abs. 2 Satz . 1 GasNEV können Betreiber örtlicher Verteilernetze ~n Einzelfällen­

zur Vermeidung eines Direktleitungsbaus ein gesondertes Netzentgelt auf Grundlage der 

konkret erbrachten gaswirtschaftlichen Leistung abweichend von den Regelungen des § 18 

GasNEV berecl1nen. Zusätzlich zu den Abfragen unter Ziffern C4.2. des Bogens C4. zum 

Erhebungsbogen gemäß § 28 Nr. 3 ARegV sind dle Vorgehensweise der Bildung 

beziehungsweise Berechnung des gesonderten Netzentge!tes sowie die Gründe für dessen 

Erhebung näher zu erläutern. Die Darstellung hat insbesondere mittels der Kriterien: 

individuelle Anschlusssituation des/der entsprechenden Kunden, 

Entfernung gemäß geplantem Trassenverlauf, 

Anteil und Zinssatz der Eigenkapita!finanzierung ur.d Fremdfinanzierung, 

Amcrtisa'donsda.uer (bei l11ciustriekundsn g1undsätzl!ch zwei bis vie-r Jahre) 
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Anlage A 

zu erfolgen. Ferner ist anzugeben, welche Gesamterlöse sich ergeben würden, wenn die 

Letztverbraucher, welche Sonderentgelte im Sinne des § 20 Abs. 2 GasNEV beantragen, 

nach allgemeinen Netzentgelten abgerechnet und im Netz verbleiben würden. Des Weiteren 

sind die Gesamterlöse anzugeben, welche sich ergeben, wenn die Letztverbraucher die 

angedachten Sonderentgelte im Sinne des§ 20 Abs. 2 GasNEV erhalten. 

Wird von der Möglichkeit, ein gesondertes Netzentgelt gemäß § 20 Abs. 2 Satz 1 GasNEV 

zu erheben, Gebrauch gemacht, ist dieses gemäß § 20 Abs. 2 Satz 2 GasNEV ~ 

unverzüglich der Bundesnetzagentur anzuzeigen. 

Entgelte für unteriährige t.rnd unterbrechbare Verträge sowie Verträqen mit 

abweichendem Laufzeitbeoinn qem. _& 13 Abs. 2. 3 GasNEV: 

Die Erläuterung der Ermittlung der Entgelte für unte~ährige und unterbrechbare Verträge 

sowie Verträge mit abweichendem Laufzeitbeginn hat die Berücksichtigung des 

Buchungsverhaltens der Netznutzer zu beinhalten. Die vom Netzbetreiber zugrunde gelegte 

Datenbasis und die angewendeten Funktionen sind in einer geeigneten und für sachkundige 

Dritte nachvollziehbaren Weise darzustellen und zu erläutern. Insbesondere ist bei 

unterbrechbaren Entgelten darzulegen, inwiefern diese die Wahrscheinlichkeit der 

Unterbrechung widerspiegeln. 

Entgelte mit Preisnachlässen aemäß & 3 KAV i.V.rn. IS 18 GasNEV.;, 

Die durch Preisnachlässe gemäß § 3 1<AV in Verbindung mit § 18 GasNEV ermäßigten 

Entgelte werden wie Sonderentgelte nach § 20 GasNEV behandelt Insofern hat der 

Netzbetreiber die Ermittlung der Entgelte mit Preisnachlässen im Niederdruck nach§ 3 KAV 

zu dokumentieren. Diese Preisnachlässe dürfen 10 vom Hundert_ des Rechnungsbetrags für 

den Netzzugang nicht übersteigen. 

Sonstiqe Entgelte; 

Des Weiteren hat der Netzbetreiber die Ermittlung aller weiteren Entgelte, wie beispielsweise 

Vertragsstrafen, de-taill!ert zu er!äutern. 
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